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Beachte

Vorabentscheidungsverfahren:Ro 2016/13/0012 B 18.10.2017

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Fuchs und die Hofräte Dr. Nowakowski

und Mag. Novak als Richter, unter Mitwirkung des Schriftführers Karlovits, LL.M., über die Revision der V AG in B,

vertreten durch DDr. Hans Rene Laurer, Rechtsanwalt in 1030 Wien, Salesianergasse 1b/III/Top 11,

zustellbevollmächtigt die Arlamovsky Rechtsanwälte GmbH in 1010 Wien, Wollzeile 6-8/47, gegen das Erkenntnis des

Bundes nanzgerichtes vom 2. Mai 2016, Zl. RV/1100258/2016, betre end Stabilitätsabgabe und Sonderbeitrag zur

Stabilitätsabgabe für das Jahr 2015, den Beschluss gefasst:

Spruch

Das Revisionsverfahren wird bis zur Vorabentscheidung durch den Gerichtshof der Europäischen Union über die mit

Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes vom 18. Oktober 2017, EU 2017/0008-1 (Ro 2016/13/0012), vorgelegte Frage

ausgesetzt.

Begründung

1 Mit Beschluss vom 18. Oktober 2017, EU 2017/0008-1 (Ro 2016/13/0012), hat der Verwaltungsgerichtshof dem

Gerichtshof der Europäischen Union folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:
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"Widerspricht eine Regelung, die eine Abgabe von der Bilanzsumme der Kreditinstitute vorsieht, der

Dienstleistungsfreiheit nach Art. 56  AEUV und/oder der Kapital- und Zahlungsverkehrsfreiheit nach Art. 63 AEUV,

wenn ein Kreditinstitut mit Sitz in Österreich für Bankgeschäfte mit Kunden in der übrigen Europäischen Union zur

Entrichtung der Abgabe herangezogen wird, während dies auf ein Kreditinstitut mit Sitz in Österreich, das solche

Geschäfte als Gruppenspitze einer Kreditinstitutsgruppe über ein gruppenzugehöriges Kreditinstitut mit Sitz in der

übrigen Europäischen Union tätigt, dessen Bilanz wegen der Gruppenzugehörigkeit mit der Bilanz des als

Gruppenspitze fungierenden Kreditinstituts zu konsolidieren ist, nicht zutri t, weil die Abgabe von der

unkonsolidierten (nicht in einen Konzernabschluss einbezogenen) Bilanzsumme zu entrichten ist?"

2 Der Beantwortung dieser Frage durch den Gerichtshof der Europäischen Union kommt auch für die Behandlung der

vorliegenden Revision Bedeutung zu, die hinsichtlich des rechtserheblichen Sachverhaltes und der zu beantwortenden

Rechtsfrage jenem ebenfalls diese Revisionswerberin betre enden Fall gleicht, der dem Beschluss vom

18. Oktober 2017, EU 2017/0008-1 (Ro 2016/13/0012), zugrunde lag (Vorjahr). Es liegen daher die Voraussetzungen des

nach § 62 Abs. 1 VwGG auch vom Verwaltungsgerichtshof anzuwendenden § 38 AVG vor, weshalb das gegenständliche

Revisionsverfahren auszusetzen war (vgl. dazu etwa VwGH 17.10.2017, Ro 2017/15/0006, mwN).

Wien, am 22. November 2017
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